
Meist sind Trommeln oder Triller-
pfeifen die bevorzugten Utensi-
lien für Demos in Berlin. An die-

sem Wochenende aber sollen andere Hilfs-
mittel zum Einsatz kommen: Schälmesser,
Holzbretter oder auch Hackebeil. 

So ausgerüstet, wollen sich die Demons-
tranten zum „gemeinsamen Gemüse-
schnippeln“ treffen, um eine „Protestsup-
pe“ für ihre geplante Großkundgebung ge-
gen den umstrittenen Handelsvertrag mit
den USA an diesem Samstag anzurühren.
Zehntausende wollen mit fünf Sonderzü-
gen und 600 Bussen nach Berlin reisen.
Der Deutsche Gewerkschaftsbund, Attac,
Brot für die Welt und rund 30 weitere Or-
ganisationen wollen so gegen jenes Vor -
haben Stimmung machen, das unter dem
hochtrabenden Titel „Transatlantic Trade
and Investment Partnership“ seit Monaten
die Republik in Wallung bringt.

In gewisser Weise haben die Proteste
ihr Zwischenziel schon erreicht: Der Ab-
schluss eines Freihandelsabkommens mit
den USA ist in weite Ferne gerückt. Noch

vor wenigen Wochen hatte Kanzlerin An-
gela Merkel davon gesprochen, die Gesprä-
che „umgehend zu beschleunigen“. Doch
ihr Stellvertreter, Wirtschaftsminister Sig-
mar Gabriel, stimmt inzwischen eine ganz
andere Melodie an. „Die Verhandlungen
sind festgefahren“, sagte er vorvergangene
Woche auf einer Konferenz in Berlin, „es
bewegt sich nichts.“

Von den 24 Teilabkommen sei bislang
noch kein einziges unterschriftsreif, heißt
es in seinem Ministerium, weil es auf bei-
den Seiten um „beinharte Wirtschafts -
interessen“ geht. Frankreich will verhin-
dern, dass der europäische Agrarmarkt
für Fleischwaren aus Nebraska oder Ala-
bama geöffnet wird. Washington weigert
sich, mehr öffentliche Aufträge an deut-
sche oder an französische Konzerne zu
vergeben. 

Über die Reizthemen der Anti-TTIP-
Kampagne dagegen, den Schutz für In-
vestoren etwa oder die Zusammenarbeit
bei Verbrauchergesetzen, wurde bislang
noch nicht einmal ernsthaft verhandelt.

So bestehe die Gefahr, sagt Gabriel, dass
die Verhandlungen zu einer „nicht enden
wollenden Geschichte“ werden. 

Und jetzt auch noch das: Vergangene
Woche einigten sich die USA mit elf
 Pazifikstaaten darauf, eine große Freihan-
delszone zu schaffen, die fast 40 Prozent
der weltweiten Wirtschaftsleistung auf
sich vereinigt. Stimmt der US-Kongress
dem Vorhaben zu, könnten Firmen aus
der Region leichter miteinander Handel
treiben oder im Ausland investieren. Kon-
zerne aus Deutschland oder Frankreich
dagegen müssten beträchtliche Nachteile
in Kauf nehmen, wenn sie künftig Waren
nach Japan, Mexiko oder Chile liefern
wollen.

Europa gerät in die Defensive. Die ei-
genen Verhandlungen mit den USA kom-
men nicht voran, dafür schafft der soge-
nannte Trans-Pacific-Partnership-Vertrag
(TPP) Fakten mit globaler Wirkung, für
Geschäfte im Internet genauso wie für den
Verkauf von Arzneimitteln. „Die Regeln
im Welthandel“, heißt es in der Bundesre-
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Protest gegen Freihandelsabkommen in Berlin am 7. Oktober: „Die Verhandlungen sind festgefahren, es bewegt sich nichts“ 

Koalition der Willigen
Globalisierung Der geplante Handelspakt zwischen den USA und elf Pazifikstaaten bringt
Europa in Zugzwang. Die EU sucht eine neue Strategie für die TTIP-Gespräche mit Washington. 



Deutschland

gierung, „werden jetzt erst einmal am Pa-
zifik bestimmt.“ 

US-Präsident Barack Obama wollte mit
dem Abkommen nicht nur die Macht Chi-
nas eindämmen, das dem TPP-Klub nicht
angehört. Es ging ihm auch darum, neue
Prioritäten in der globalen Ökonomie zu
setzen. Das Abkommen, sagte er, stärke
die „strategischen Beziehungen“ in einer
Region, „die bestimmend für das 21. Jahr-
hundert sein wird“. 

Europa dagegen muss zusehen, wie die
USA am Pazifik eine Koalition der Willi-
gen formt. Schon haben weitere asiatische
Länder wie Thailand oder Taiwan ihr In-
teresse angemeldet, bei dem Bündnis mit-
zumachen. 

Als Konsequenz, so fürchten Brüsseler
Politiker, könnten europäische Konzerne
nun Produktionsstätten nach Asien verla-
gern. Das könnte die EU-Staaten „langfris-
tig etwa 1,5 Prozent des Bruttoinlandspro-
dukts kosten“, warnt Daniel Caspary, han-
delspolitischer Sprecher der konservativen
EVP-Fraktion im Europaparlament. Auch
wenn solche Zahlen höchst spekulativ
sind – klar ist, dass Europas Konzerne im
Asien- und im US-Geschäft Marktanteile
einbüßen werden. Zugleich verschlechtert
sich die Position der EU-Kommission bei
den TTIP-Gesprächen mit Washington.

Schon in den letzten Monaten merkten
die europäischen Unterhändler, dass die
Amerikaner voll auf die asiatische Karte
setzen. Washingtons Emissäre unterbreite-
ten der europäischen Handelskommissarin
Cecilia Malmström kaum noch substanziel-
le Vorschläge. Bei wichtigen Fragen bei-
spielsweise zur Autoindustrie, zur Chemie
oder zur IT-Wirtschaft haben die US-Be-
amten noch nicht einmal ihre Vorstellun-
gen offengelegt. Es gibt nur die entspre-
chenden EU-Angebote. „Wir warten auf
die Blaupause durch TPP“, hieß es lapidar.

Als Bernd Lange, der Vorsitzende des
Handelsausschusses im EU-Parlament, im
Juli in Washington war, behandelte ihn
Paul Ryan zuvorkommend. In der Sache
aber war der mächtige Finanzausschuss-
vorsitzende des Repräsentantenhauses
knallhart: „TPP hat für uns Priorität.“

Auch der US-Handelsbeauftragte Micha-
el Froman war höflich unkonkret, als es
darum ging, die Vorteile eines Abkom-
mens mit Europa hervorzuheben. Dafür
klagte der mit dem US-Präsidenten be-
freundete Beamte wortreich über die geo-
grafischen Herkunftsbezeichnungen für
Parmaschinken oder holländischen Gouda,
die Europa in jedem Handelsabkommen
zum Wohle der lokalen Produzenten schüt-
zen will. 

Die Pazifikanrainer wie Japan oder Viet -
nam sind da nicht so zimperlich. „Die
Amerikaner konnten die Verhandlungen
dominieren, was ihnen bei den Gesprä-
chen mit uns nicht möglich gewesen ist“,
sagt Lange. Noch sind viele Details des Pa-
zifikpaktes nicht bekannt. Doch haben die
Asiaten offenbar Zugeständnisse gemacht,
die in Europa nach Aussage Brüsseler Ver-
handler nie durchgehen würden.

Manche Bestimmungen in dem TPP-Ver-
trag lesen sich so, als seien sie direkt dafür
gemacht worden, den Europäern Grenzen
aufzuzeigen. „Die 12 Parteien stimmen
überein, dass TPP-Unternehmen keine Da-
tenzentren in einzelnen Märkten aufbauen
müssen“, heißt es in der schon veröffent-
lichten Zusammenfassung der wichtigsten
Punkte des TPP-Vertrags aus amerikani-
scher Sicht.

Genau das aber fordern viele europäi-
sche Datenschützer, um dem spektakulä-
ren Urteil des Europäischen Gerichtshofs
aus dieser Woche gegen Facebook gerecht
zu werden (siehe Seite 75). Klar ist: Der
Online-Streit könnte sich zu einem der
Haupthindernisse für ein Handelsabkom-
men mit den Amerikanern entwickeln.

Auch beim Investorenschutz, bei der Le-
bensmittelsicherheit oder beim Umwelt-
schutz werden sich die Europäer mit den
Amerikanern nicht auf niedrigere Stan-
dards einlassen, selbst wenn die USA diese
bei den Pazifikanrainern durchgesetzt ha-
ben. Hier hat die Anti-TTIP-Bewegung
eine Reihe roter Linien gezogen, die von
den Brüsseler Verhandlern kaum über-
schritten werden dürften.  

Viele europäische Unternehmer dage-
gen stellen sich darauf ein, dass für sie die

Geschäfte schwieriger werden. Rainer
Hundsdörfer etwa, Chef der EBM-Papst-
Gruppe, liefert unter anderem Ventilato-
ren für Kühlschränke oder Fotovoltaikan-
lagen in alle Welt. Nun fürchtet er große
Nachteile, wenn das amerikanisch-pazifi-
sche Handelsabkommen vom US-Kongress
abgesegnet wird. Ein Konkurrent aus Ja-
pan könnte dann schon bald ohne zusätz-
liche Zertifizierungskosten seine Ware in
den USA verkaufen. Das bringt nicht nur
finanzielle Vorteile, die Firma aus Tokio
oder Osaka wäre auch „viel schneller mit
ihren Erfindungen am Markt“.

Schon macht unter Europas Konzernen
eine Horrorvision die Runde: TTIP schei-
tert, TPP wird ein echter Erfolg. „Dann ist
Europa nicht mehr im Konzert der Großen
dabei“, befürchtet der Direktor des In -
stituts der deutschen Wirtschaft, Michael
Hü ther. Insbesondere dann nicht, wenn
immer mehr Länder dem pazifischen Ab-
kommen beitreten. „Die USA haben es so
geschickt gestrickt, dass genau das für neue
Kandidaten sehr leicht möglich ist“, sagt
der Ökonom. Die Folgen würden sich zwar
„nicht gleich morgen in den Konzernbilan-
zen wiederfinden“, warnt Hüther, „aber
übermorgen“.

Nun möchte EU-Handelskommissarin
Malmström mit einem radikalen Vorschlag
zum Zollabbau den Verhandlungen mit
den USA neues Leben einhauchen. 97 Pro-
zent aller Zölle zwischen den USA und
der EU sollen künftig wegfallen, das will
die Schwedin den Amerikanern bei der
nächsten TTIP-Verhandlungsrunde Mitte
Oktober in Miami vorschlagen. Von der
neuen Offerte wären auch einige Agrar-
produkte betroffen, obwohl es in diesem
besonders sensiblen Bereich nach dem Wil-
len der EU-Kommission zunächst keine
völlige Liberalisierung geben soll. Trotz-
dem fürchtet Martin Häusling, agrarpoliti-
scher Sprecher der Grünen im EU-Parla-
ment, einen Dammbruch: „Dann werden
wir mit Massenware aus amerikanischen
Fleischfabriken überrollt.“ 

Zudem ist fraglich, wie stark das Brüs-
seler Angebot die US-Verhandler über-
haupt interessiert. Als es in den Verhand-
lungen mit der EU um das Thema Zölle
ging, waren die Amerikaner lediglich be-
reit, etwa 75 Prozent ihrer Zölle zu senken. 

Immerhin rechnet die EU-Kommission
damit, dass die USA endlich ein Angebot
vorlegen, wie europäische Firmen in ihrem
Land leichter an öffentliche Aufträge kom-
men. Dann könnten Baufirmen aus Spa-
nien oder Frankreich Autobahnen auch
jenseits des Atlantiks bauen. 

Doch die Hürden liegen hoch. In Wa-
shington hat Europa derzeit keine Kon-
junktur, weshalb es dort nicht nur bei öf-
fentlichen Bauvorhaben heißt: America
first. Christoph Pauly, Michael Sauga, 

Gerald Traufetter
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